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Fifa folgtBundesanwaltschaft
DieAnwälte von Präsident Infantino rechnenmit Blatter
und Platini ab. Sie werfen den beiden Betrug vor.

Justiz Vor zwei Tagen hatte
StaatsanwaltThomasHildbrand
vorBundesstrafgericht inBellin-
zona eine bedingte Haftstrafe
von20Monaten für JosephBlat-
ter (86) undMichel Platini (66)
verlangt. Gestern nun kam die
Anwältin Catherine Hohl-Chi-
razi, die die Privatklägerin Fifa
vertritt, zu Wort. Gleich zu Be-
ginn ihres Plädoyers, das meh-
rere Stundendauern sollte, sag-
te sie: «DieFifawill dasGeld zu-
rück, das ihr gestohlen wurde.
DasGeldgehörtdemFussball.»
Sie geisselte das Verhalten der
Beklagten, die sich vor Gericht
weigerten, Fragen der Fifa zu
beantworten, und die «Ver-
schwörungstheorien» verbrei-
tenwürden.

In der Sache geht es um
2MillionenFranken, dieBlatter
2011anPlatini überweisen liess.
Hildbrand sieht darin einenBe-

trug, gemeinsambegangen, zur
Bereicherung von Platini, weil
dasGeldnicht geschuldet gewe-
sen sei.DasMotiv fürdie angeb-
liche Straftat konnte Hildbrand
allerdings nicht präsentieren.

DieFifa schloss sichnunges-
tern der Anklage der Staatsan-
waltschaft an und fordert zur
Hauptsache, Blatter und Platini
seien des Betrugs schuldig zu
sprechen. Sie fordert zudem
Entschädigung und stellt Zivil-
forderungen,die sieaber schrift-
licheinreichteundgesternnicht
ausführte. Im Wesentlichen
wird es um die Rückholung der
angeblich ertrogenen 2 Millio-
nen plus Sozialversicherungs-
beiträge sowiedie zweifellosbe-
trächtlichenParteikostengehen.

Das Ziel scheint klar: Die
Fifa unter Präsident Gianni In-
fantino will Blatter und Platini
verurteilt sehen. (hay)

WenigerGeld für Impfstoffe
Dämpfer für denBundesrat:DasParlament kürzt denKredit für 2023.

André Bissegger
und RetoWattenhofer

Lange waren sich die Räte un-
einig: Es ging um die Frage, wie
hochderVerpflichtungskredit für
dieBeschaffungvonImpfstoffen
im kommenden Jahr sein soll.
WährendderNationalratsichauf
die Seite des Bundesrats stellte
unddenvonihmbeantragtenBe-
trag genehmigen wollte, sprach
sich der Ständerat für eine Kür-
zung aus. Schliesslich kam die
Einigungskonferenz zum Zug.
Dort hat sich der Ständerat ent-
gegen der Mehrheitsmeinung
des Nationalrats durchgesetzt:
Der Verpflichtungskredit wird
von780auf560MillionenFran-
ken gekürzt.

Der Nationalrat zeigte sich
konsterniert über das Ergebnis.
«DerStänderatmussdieVerant-
wortung für 2023 übernehmen,

dasswir vielleichtnichtdenbes-
ten Impfstoff haben», sagte Sa-
rah Wyss (SP/BS). «Ich glaube,
dass uns dieser Entscheid sehr
teuer zu stehenkommenkann.»

Bundsoll siebenMillionen
Dosenbeschaffen
Unter demStrich geht es umdie
ZahlderzubeschaffendenImpf-
dosen. Bundesrat undNational-
ratwollten fürdas Jahr 2023 ins-
gesamt 14Millionen Impfdosen
derHerstellerModerna undPfi-
zer/Biontech beschaffen. Der
Ständerat wollte jedoch nur die
Hälfte beschaffen – also sieben
Millionen. Deshalb konnte er
nundenVerpflichtungskreditum
220MillionenFrankenkürzen.

DerBundesratwarnichtein-
verstanden mit dem Vorgehen
des Ständerats: Er greife damit
in die Impfstrategie des Bundes
ein, sagte Bundesrat Ueli Mau-

rer.Ausserdementfallendie jetzt
ausgehandelten Verträge für 14
Millionen Dosen. «Das heisst,
die Verhandlungen für sieben
MillionenDosenmüssenneube-
gonnenwerden», sagteMaurer.
Dies beinhalte einige Unsicher-
heiten.Auchwissemannicht,ob
sieben Millionen Dosen für das
kommende Jahr genügen wer-
den.«AusunsererSicht ist esder
vorsichtigere Weg, die 14 Mil-
lionen Dosen zu beschaffen»,
sagte der Finanzminister. «Die
Differenz von 220 Millionen
Franken ist in Anbetracht der
Gesamtsumme, die wir zur Be-
kämpfung von Covid ausgege-
ben haben, nicht von entschei-
denderGrösse.»

ZurEinordnung:UmdieFol-
gen der Pandemie abzufedern,
wurden für 2022 mittlerweile
Ausgaben von rund zehn Mil-
liarden Franken bewilligt.

ChristlicheHilfswerke imNachteil
Der Zugang zu Bundesmillionen für Entwicklungsprogramme bleibt versperrt. Jetzt reagieren Parlamentarier.

Kari Kälin

Die humanitäre Organisation
mit Sitz inThunheisst«Hilfe für
Mensch und Kirche». Seit Aus-
bruchderKämpfe2014 ist sie in
der Ukraine präsent. Nach Pu-
tinsAngriffskrieg hat sie ihr En-
gagement in diesem Jahr um
eine Million Franken aufge-
stockt.Das christlicheHilfswerk
verteilt via lokalePartnerEssen
in zerstörten Städten, repariert
undichteDächervonGebäuden,
in denen Kriegsvertriebene
untergebrachtwerden, undeva-
kuiert Menschen aus gefährli-
chen Gebieten. Finanziert wird
der humanitäre Einsatz allein
durch Spendengelder.

Das Hilfswerk verfügt zwar
über das Gütesiegel der christ-
lichorientiertenStiftungEhren-
kodex. Das Zertifikat attestiert
wirksames, transparentes und
nachhaltiges Handeln. Zugang
zu öffentlichen Mitteln der Di-
rektion fürEntwicklungundZu-
sammenarbeit (Deza) hat «Hil-
fe für Mensch und Kirche» fak-
tisch nicht. Das Eintrittsticket
hierfür ist dasLabelder Stiftung
Zewo. Rund 500 Organisatio-
nen schmücken sich mit dem
Gütesiegel der bekanntesten
Schweizer Zertifizierungsstelle
für nicht profitorientierteOrga-
nisationen.

«Wirkönnten inderUkraine
mehr tun, wenn auch wir Bun-
desmittel erhielten», sagtLinus
Pfister, Geschäftsführer von
«Hilfe fürMenschundKirche».
Für Gelder für humanitäre Hil-
fe – derBundesrat hat dieMittel
für die Ukraine imMärz auf 80
MillionenFrankenaufgestockt –
bedürfenHilfswerke zwarnicht
zwingend eines Zewo-Zertifi-
kats. Pfister hat in der Vergan-
genheit aber die Erfahrung ge-
macht, dass ohne Zewo-Label
nichts geht, etwa im Bemühen
um Geld zu Gunsten von syri-
schenund irakischenFlüchtlin-
gen. EinDeza-Mitarbeiter habe
ziemlich klargemacht, dass An-

träge christlicherHilfswerke so-
wieso versandenwürden.

Für Deza-Programmbeiträ-
ge zur internationalen Zusam-
menarbeit führt garkeinWegan
der Zewo vorbei. Pro Jahr über-
weist die Deza rund 130Millio-
nenFrankenanSchweizerNGO
für entsprechende Projekte, die
ArmutundNotmindernunddie
Zivilgesellschaft stärken sollen.

Marc Jost sitzt im Stiftungs-
rat vonEhrenkodex.Mehrals 50
Hilfswerke haben sich von Eh-
renkodex zertifizieren lassen.
Jost kann nicht verstehen, dass
der Staat ihnen den Zugang zu
öffentlichen Geldern versperrt.
Inhaltlich unterscheiden sich
die Zertifikate von Zewo und
Ehrenkodex nurmarginal. Laut
einer Studie der Universität
Bern sinddieBeurteilungskrite-
rien praktisch identisch, die La-
bels zu 98 Prozent deckungs-

gleich. Jost fordert, dass der
BundeineVielfalt derZertifizie-
rungsstellen zulässt «und end-
lichgenaudefiniert,waserüber-
haupt überprüft haben will».
DerUnmutbeiHilfswerkenmit
Ehrenkodex-Gütesiegel steige.

Parlamentarier
verlangenAntworten
Ein wesentlicher Unterschied
zwischenEhrenkodexundZewo
existiert. Ehrenkodex verlangt
explizit eineErklärung,dassdas
Wirken der zertifizierten Hilfs-
werke auf dem christlichen
Glaubenberuht.DieZewo ihrer-
seits erteilt Hilfswerken keine
Gütesiegel, wenn politische, re-
ligiöse oder sonst weltanschau-
lichegeprägteProjektemehrals
dieHälftedesAufwandsausma-
chen. «Viele christliche Hilfs-
werke tun sich schwer mit der
Religionsklausel der Zewo»,

sagt Linus Pfister. «In einem
Jahr erfüllen siedieVorgabe, im
anderen nicht mehr.» Kurzum:
An die Bundesmillionen kom-
men sie wegen des «falschen»
Qualitätslabels nicht heran.

Doch das könnte sich än-
dern. In einerUntersuchung im
Auftrag der Deza empfahl eine
britische, auf Entwicklungszu-
sammenarbeit spezialisierteBe-
ratungsfirma, sich bei der Qua-
litätssicherung nicht einzig und
allein auf die Zewo zu stützen.
Deren Monopolstellung gibt
auchunterderBundeskuppel zu
reden. Voraussichtlich an einer
der nächsten Sitzungen der
aussenpolitischen Kommission
des Nationalrats muss das
Aussendepartement Stellung
nehmen zu diesem Thema, das
die Mitte-Partei aufs politische
Parkett gehievthat.DerBundes-
rat stellt sich bis jetzt auf den

Standpunkt, die Standards der
Zewo genügten als einzige den
hohenAnforderungenderDeza.
Das schrieb er in der Antwort
auf einen Vorstoss der Freibur-
gerMitte-NationalrätinChristi-
ne Bulliard-Marbach, der von
Parlamentsmitgliedern von
links bis rechts mitunterzeich-
net wurde.

Immerhin einen Spalt breit
hat der Bundesrat eine Türe für
andere Gütesiegel geöffnet. Im
Frühling hat das Aussendepar-
tement zweiWissenschafterder
Universität Zürich und Lau-
sanne beauftragt, die Frage der
NGO-Zertifizierung neu zu be-
urteilen. Falls neben Zewowei-
tere Labels den Anforderungen
derDezagenügen, könntendie-
se bei der Vergabe von Pro-
grammbeiträgen fürdiePeriode
2025bis 2028unterUmständen
berücksichtigt werden.

Prämien:Kantone
inderPflicht
Gesundheit VieleRednerinnen
und Redner im Nationalrat an-
erkannten, dass die Kranken-
kassenprämien die Schweizer
Haushalte zunehmendbelasten.
Die Prämien-Initiative der SP
sahen sie aber als falschenWeg.
Sie verlangt, dass die Prämien
der obligatorischen Kranken-
pflegeversicherung nicht mehr
als zehn Prozent des verfügba-
renEinkommensbetragen.Der
Nationalrat lehnte die Initiative
mit 121 zu 67 Stimmen ab.

Eine Mehrheit möchte mit
einem indirekten Gegenvor-
schlagGegensteuer geben.Die-
ser nimmt die Kantone in die
Pflicht. Sie solleneinenminima-
len Gesamtbetrag für die Prä-
mienverbilligung einsetzen. Im
VisierhatdiePolitik jeneKanto-
ne, die trotz steigender Kosten
ihrenBeitragandiePrämienver-
billigungnicht imgleichenMas-
se erhöht haben wie der Bund.
Der Nationalrat sprach sichmit
119 zu 66 Stimmen für den
Gegenvorschlag aus. (rwa)

Flüchtlinge:Erst
wenige arbeiten
Ukraine-Krieg WerdenSchutz-
status erhält, darf inderSchweiz
arbeiten. Doch von den rund
31000 Geflüchteten aus der
Ukraine mit Status S, die im er-
werbsfähigen Alter sind, haben
erst rund 1500 eine Arbeitsbe-
willigung erhalten. Die tatsäch-
licheZahl liegtwohlhöher, daes
zwischenderBewilligungdurch
den Kanton und der Erfassung
durch den Bund eine zeitliche
Verzögerung gibt.

Um das Arbeitspotenzial
besser nutzen zu können, lies-
sen Wirtschaftsminister Guy
Parmelin und Justizministerin
Karin Keller-Sutter gestern vor
den Medien drei Firmen auf-
treten, die bereits ukrainische
Geflüchtete eingestellt haben.

Kinderbetreuungund
SprachealsHindernis
«Esgibt zwei grosseHürdenbei
der Anstellung von Geflüchte-
ten», sagte Karin Keller-Sutter
nach den Ausführungen der
Unternehmen: die Sprache und
die Kinderbetreuung. Über
80ProzentderukrainischenGe-
flüchteten seien Frauen und
Kinder.Keller-Sutter appellierte
an die Wirtschaft, beim Abbau
dieser Hürden mitzuhelfen.
Denneine rascheArbeitsmarkt-
integration sei auch«eineChan-
ce fürdieSchweizerWirtschaft»
– gerade hinsichtlich des Fach-
kräftemangels, der sich in ver-
schiedenenBranchenverschär-
fe. Auch Wirtschaftsminister
GuyParmelinbetonte, entschei-
dend sei der Beitrag vonUnter-
nehmen, die Arbeitsplätze zur
Verfügung stellenwürden.

Wie das Justizdepartement
gestern weiter mitteilte, ist der
grösste Anteil der bereits arbei-
tendenGeflüchteten imGastge-
werbe tätig (306Personen).Da-
nach folgen Planung, Beratung
und Informatik (226),Landwirt-
schaft (169)undUnterrichtswe-
sen (152).DerKantonZürichhat
mit 256 ammeisten Arbeitsbe-
willigungen ausgestellt, gefolgt
von Aargau (201), Bern (144)
undThurgau (140). (aka)

In einer Kirche in der Ukraine werden neue Räume für Flüchtlinge eingerichtet. Bild: Hilfe für Mensch und Kirche (Lwiw, 6. Mai 2022)


